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A - Städtebaulicher Teil 

1. Planungsanlass und Grundlagen 

Die Änderung des Bebauungsplanes und die parallele Änderung des Flächennutzungspla­
. nes Werden aufgestellt, um die planungsrechtlichefl Voraussetzungen für die Ansiedlung von 
Einzelhandelsbetrieben im geplanten Zentrumsbereich Halle- Büschdorf zu verbessern, 
nachde,m hier bisher keine bauliche Entwicklung erfolgt ist. Diese Zentrumsentwicklung ist im 
Zentrenkonzept der Stadt aus dem Jahr 2004 vorgesehen. 

Ein Investor hat .die konkrete Absicht, hier einen Nahversorgungsmarkt mit ca. 1.500 qm 
Verkaufsfläche zu entwickeln. Die dafür vorgesehene Grundstücksfläche bildet den. Ände­
rungsbereich. 

Die Stadt hat zur Schaffung von Planungsrecht einen städtebaulichen Vertrag mit dem 1.nves­
tor geschlossen. 

2. Räumlicher Geltungsbereich 
. Der Plangeltungsbereich befindet sich in der Gemarkung Büschdorf, Flur 1. 

Er umfasst das Flurstück 1044 mit einer Fläche von ca, 6.01 O qm und befindet sich südlich. 

der Delitzscher. Straße, zwischen der Wilhelm-Troll-Straße im Westen, dem Seerosenweg im 

Süden und dem Kreuzotterweg im Osten. 


3. Übergeordnete und sonstige Planungen, planungsrechtliche Situation 

3:1 Übergeordnete und sonstige Planungen 

3.1.1 Flächennutzungsplan 
Der Flächennutzungsplan s.tellt 'im Änderungsbereich derzeit Mischbaufläche (M) dar. Auf­
grund der vorgesehenen Nutzungen, insbesondere des Lebensmittelmarktes mit 1.500 qm 

· Verkaufsfläche, ist eine Änderung dieser Darstellung in Sondergebiet für den Einzelhandel 
(SO) erforderlich. Diese erfolgt parallel mit dem Bebauungsplanverfahren. 
Zu der Flächennutzungsplan- Änderung liegt die raumordnerische Zustimmung des Lan­
desverwaltungsamte,s vor. ' ' 

3.1.2 Zentrenkonzept und Einzelhandelsentwicklung 
Das Zentrenkonzept der Stadt enthält für den Standortbereich die Darstellung eines D­
Zentrums (Stadtteilzentrum). Diese war auch bereits im Zentrenkonzept des Flächennut- 1 

zungsplanes aus dem Jahr 1998 enthalten. 
Hierfür war auch ein Sondergebiet für den Einzelhandel dargestellt, allerdings an einer etwas 
weiter südlich gelegenen Stelle an der Günter-Mayer-Straße. Diese Darstellung wurde, im 
Zuge einer Änderung des Bebauungsplanes 8.1 zugunsten von Wohnbebauung aufgegeben 
(Änderung des FNP im Jahr 2004), zunächst ohne sie an anderer Stelle zu ersetzen. 
Dies soll erst jetzt nachvollzogen werden, nachdem eine konkrete Investitionsabsicht. für die 
Entwicklung des Stadtteilzentrums besteht. 

Das D-Zentrum Büschdorf soll die Versorgung des Stadtteils Büschdoif• und darüber hinaus 
auch von Teilen des Stadtbezirks Ost (u:a. mit den Stadtteilen Reideburg und Dautzsch) ü­
bernehmen. Eine wesentliche Voraussetzung dafür ist der . im Gegensatz zum gesamtstädti­
schen Trend hier erkennbare Einwohnerzuwachs und das bestehende Bauflächenp9tenzial 
für weitere Zuwächse, insbesondere in der unmittelbaren Umgebung des Standortbereiches 
um den Hufeisensee. In den letzten 10 Jahren sind zahlreiche Baugebiete, _vor allem mit Ein­
familienhäusern, neu entstanden. Allein der Stadtteil Büschdorf verzeichnete vom Jahr 2000 
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bis einschließlich 2005 einen Einwohnerzuwachs von 2.699 auf 3.862 Personen, das ent­
spricht 43, 1 % Zuwachs. 
Aufgrund des vorhandenen Bauflächenpotenzials ist in Büschdorf ein weiteres Anwachsen · 
der Bevölkerung bis auf 4. 700 Einwohner zu erwarten 1. 

Im 	gesamten Stadtbezirk Ost leben derzeit ca. 14.400 Personen. Ein adäquates Stadtteil­
zentrum besteht bisher nicht. 

Gemäß. dem Zentrenkonzept soll dieses Entwicklungsdefizit jetzt beseitigt werden. Dabei 
wird nicht nur auf die Ausstattung mit Einzelhandelsflächen, sondern gemäß der Kriteriende­
finition des Zentrenkonzeptes auch auf Dienstleistungsnutzungen Wert gelegt. 

Angestrebt für ein D-Zentrum sind dabei Dienstleister wie Ärzte, Friseur, Reinigung, Bistro/ · 

Imbiss. 	 · · 


Zur Definition eines städtebaulich verträglichen Angebotsumfanges wurde ein standortbezo­

genes Gutachten durch. das Elüro Dr. Lademann & Partner, Hamburg erstellt. 

Die Untersuchung kommt bezüglich Sortimenten und Verkaufsflächen zu folgenden Ergeb­

nissen: 


• 	 Ansiedlung eines Lebensmittelvollversorgers mit bis zu 1.500 qm Verkaufsfläche 
• 	 Ansiedlung eines Lebensmitteldiscounters mit einer Verkaufsfläche von ca. 700 qm (bei 

Aufgabe des bisherigen Standortes am Kreuzotterweg) 
• 	 Getränke- oder Drogeriemarkt, ggfs. anstelle des Discounters 
• 	 Kleinere F.achmärkte (Bekleidung, Schuhe) 

Insgesamt wird für den Standort eine Verkaufsfläche von 2.400 - .2.800 qm für verträglich 

gehalten. 

Die Gutachter gehen dabei ebenso wie· der Investor selbst von einer Entwicklung in zwei. 

Baustufen aus. In einer ersten Stufe soll als „Ankernutzung" ein Lebensmittelvollversorger 

mit breitem Sortiment und ca. 1.500 qm Verkaufsfläche angesiedelt werden. Nur diese Ent­

wicklung ist Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Weitere Ansiedlungen wie oben 

dargestellt sind grundsätzlich auch in den bereits angrenzend festgesetzten Mischgebieten 

möglich. 


3.1.3 Ausbauplanung für die Delitzscher Straße 
Für den grundhaften Ausbau der Delitzscher Straße, einschließlich der Einrichtung einer 

Straßenbahnlinie mit eigenem Gleisbett und wurde bis Ende 2006 eine Vorplanung erarbei- · ) 

tet. 


Da der Einzelhandelsstandort vor dem Ausbau der Straße errichtet werden soll, wird zu­

nächst der .Bau einer Grundstückszufahrt erforderlich, wie sie in der Planzeichnung darge­

stellt ist. Diese Zufahrt ist durch den Investor als Einzelmaßhahme zu errichten und ist nicht 

Bestandteil der nachfolgend behandelten Ausbauplanung. 


Der Ausbau der Delitzscher Straße ist Gegenstand einer Fachplanung, die in ein Planfest­

stellungsverfahren münden wird. Die erste Planungsphase dazu ist die ·oben bereits ange­

sprochene Vorplanung. Darin ist die künftige Grundstücksanbindung mit einer Linksabbiege­

spur als Option dargestellt. Deren Realisierung ist ggfs. davon abhängig, dass eine Lich!sig, 

nalanlage eingerichtet wird, wenn Verkehrsaufkommen und/ oder Sicherheit der Straßeri­

bahnquerung dies künftig erfordern sollten. Eihe reine Rechtsabbiegebeziehung kann als 

Alternative bereits jetzt zugesichert werden. 

Die planerische Entscheidung und verbindliche Festlegung der Zufahrtslösung erfolgt nicht 

im Aufstellungsverfahren der Bebauungsplanänderung sondern in der Fachplahung--mit der 

Planfeststell4ng. 


1 
Quelle: Dr. Lademann & Partner, Standortgutachten gern. Angabe im Text 
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Für weiter gehende Maßnahmen zur Grundstücksanbindung (Linksabbiegemöglichkeiten 
von der bzw. zur Delitzscher Straße nach Errichtung der Straßenbahntrasse)' sind die ent­
stehenden Kosten durch den Eigentümer des begünstigten Grundstücks Delitzscher Straße, 
Gemarkung Büschdorf, Fl.ur 1, Flurstück 1044 -zu tragen. Voraussetzung für die Durchfüh­
rung weiter gehender Maßnahmen zur Grundstücksanbindung ist deshalb der Abschluss 
einer diesbezüglichen Kostenübernahmevereinbarung. 

3.2 Derzeitiges Planungsrecht 
- 'Der Bebauungsplan Nr. 8.1 setzt für den jetzt vorgesehenen Anderungsbereich Mischgebiete 

(MI) fest. Die Grundflächenzahl beträgt 0,6. Es sind bis zu vier Vollgeschosse zulässig. 

4. Bestandsaufnahme 

4.1 Eigentumsverhältnisse 

Das Grundstück 1044 ist Privateigentum. Die nördlich angrenzende Erweiterungsfläche. für 
die Delitzscher Straße (Flurstück 1043) und die Verkehrsflächen sind Eigentum der Stadt. 

4.2 Bauliche Nutzung 
Die Flächen innerhalb des Änderungsbereiches sind unbebaut und seit längerer Zeit unge­

nutzt. Es hat sich entsprechende Ruderalvegetation .entwickelt. 

Westlich angrenzend befindet sich ein dreigeschossiges Bürogebäude aus der .. Mitte der 

1990er Ja.hre. . . 

östlich angrenzend liegt zunächst eine weitere, als Mischgebiet festgesetzte Brachfläche. An 

diese grenzen zunächst Freiflächen, die· als öffentliche Parkanlage (Grünzug) vorgesehen. ' 

sind. Östlich daneben liegt dann ein vier- bis fünfgeschossiger Komplex mit Geschosswoh­

nungsbau und einzelnen Ladengeschäften. 


Nördlich der Delitzscher Straße ist die Umgebung vollständig baulich genutzt. Es. überwiegen 

Einfamilienhäuser in einer lockeren Mischung aus frei stehender, Doppel- und Hausgrup­

penbebauung. Die Häuser sind überwiegend eingeschossig mit Dachgeschossausbau, .ver­

einzelt auch zweigeschossig. Eingestreut finden sich einzelne Handels- und Gewerbenut-. 

zungen (u.a. Apotheke, Imbiss). · 


Im Süden grenzt ein Bereich an, der im Bebauungsplan als Allgemeines Wohngebiet {WA) 

ausgewiesen ist. Unmittelbar an den Änderungsbereich grenzt der Seerosenweg. Südli.ch 

davon ist eine zweigeschossige Bebauung mit' Doppelhäusern festgesetzt, die jedoch bisher 

nicht realisiert wurde. 


4.3 Erschließung • 

a) Verkehrsanbindung 

Das Planungsgebiet grenzt im Norden an die Delitzscher Straße und im Süden an den See­

rosenweg. Die Delitzscher Straße ist eine städtische Hauptverkehrsachse zwischen der lh­

nenstadt und der A 14. Der Seerosenweg ist eine reine Anliegerstraße mit 5,50 m Fahrbahn­
breite sowie Sehkrechtparkständen und Gehweg auf der Südseite. · 


Für die Delitzscher Straße besteht die Absicht, eine Straßenbahnstrecke neu zu bauen und 

die Straße insgesamt grundhaft auszubauen und zu verbreitern, s. weiter oben. 


Die Anbindung .durch öffentliche Verkehrsmittel erfolgt bisher durch Busverkehr. 

Eine Radweganbindung besteht beidseits der Delitzscher Straße. 

b) Technische Erschließung 
In der Delitzscher Straße· und dem Seerosenweg befinden sich Ver- und Entsorgungsleitun­

. gen. Die erforderlichen Anbindemöglichkeiten sind gegeben. 

http:S�dli.ch


s, Planungskonzept 

5.1 Städtebauliches Zielkonzept 
Das städtebauliche Konzept des Bebauungsplanes geht von einer Entwicklung der Brachflä­

chen als Einkaufszentrum aus. 


Das Konzept sieht einen Baukörper vor, der parallel zur Delitzscher Straße angeordnet wird. 

In dem Baukörper wird der vorgesehene Lebensmittelmarkt untergebracht. 


Die Stellplätze werden nördlich des Baukörpers angeordnet. Durch Baumpflanzungen ent­

lang der Delitzscher Straße und die Pflanzung einer Laubgehölzhecke südlich des Baukör­

pers, wird der Baukörper des Marktes gestalterisch in die Umgebung integriert. 


5.2 Grünordnerisches Zi!~lkonzept 
Das grünordnerische Konzept folgt im wesentlichen den Anforderungen, die sich ;;Jus dem 
notwendigen Eingriffsausgleich ergeben. Dazu werden im Plangeltungsbereich Baumpflan­
zungen entlang der Delitzscher Straße und eine Laubgehölzhecke südlich des Baufeldes 
vorgesehen. Außerhalb des Geltungsbereiches werden weitere Ausgleichsmaßnahmen vor­
gesehen. Näheres dazu wird im Umweltbericht ausgeführt. ) .. 

5.3 Verkehrskonzept 
· Es wird angestrebt, das geplante Nahversorgungszentrum an das bestehende Straßennetz 

bedarfsgerecht anzubinden. Des Weiteren sollen Flächenreserven sichergestellt werden, die 
einen Ausbau der Delitzscher Straße mit besonderem Bahnkörper in Mittellage in einer 
zweiten Baustufe ermöglichen. 

Für die erste Baustufe, in der Ein- und Ausfahrt ohne Ausbau der Delitzscher Straße zu ge­

währleisten sind, soll das Nahversorgungsz19ntrum so angebunden werden, dass sowohl von 

der Delitzscher Straße links hinein, als auch aus dem Nahversorgungszentrum links heraus 

abgebogen werden kann. Alle hierfür erforderlichen technischen Voraussetzungen sind 

durch den Investor zu realisieren und zu finanzieren. Die Regelung erfolgt über eine Kosten­

übernahmevereinbarung. 


Der Ein- und Ausfahrtsbereich befindet sich im nordöstlichen Bereich ·der Fläche. Die benö­

tigten PKW- Stellplätze werden nördlich des Baukörpers angeordnet. 


Der Ausbau der Delitzscher Straße ist Gegenstand einer Fachplanung, die in ein Plantest- ) 
stellungsverfahren münden wird, s. dazu die Ausführungen unter Nr. 3.1.3. 

Eine rückwärtige Anbindung für Kfz. über den Seerosenweg ist auszuschließen. 

6. Begründung der Festsetzungen 

6.1 Bauliche Nutzung 

6.1.1 Art der baulichen Nutzung 
Entsprechend dem Nutzungszweck eines Nahversorgungszentrums wird ein Sondergebiet 

mit bis zu 1.500 m2 zulässiger Verkaufsfläche festgesetzt. 

Ergänzend werden entsprechend den Zielen des Zentrenkonzeptes Dienstleistungsnutzun­
gen zugelassen. ·· 
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6.1.2 Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl, die Höhe baulicher Anla". 
gen und die Traufhöhe bestimrrit. Die mittlere vorhandene Geländehöhe d.ient als Bezugs­
maß für die Höhenfestsetzungen. · 

Die zuläs~ige Grundfläche für den Hauptbaukörper beträgt ih dem Sondergebiet gemäß der 
Größe der überbaubaren Fläche 2.500 qm. 
Für die Stellplätze, Nebenanlagen etc. ist eine Obergrenze von 0,9 festgesetzt. Bis zu der 
allgemeinen Kappungsgrenze von 0,8 entspricht dies dem ohnehin zulässigen Höchstwert. 
Die darüber hinaus zulässige Versiegelung bis zu einer Grundflächenzahl von 0,9 ist städle" 
baulich vertretbar, weil die Bodenfunktionen nicht über Gebühr eingeschränkt werden. Dies 
wird durch ,die BestimIT)ung unter Nr. 1.5.1 der Textlichen Festsetzungen erreicht, wonach 
die Stellplätze in teilversiegelter Bauweise auszuführen sind. 

Als zweites Festsetzungsmittel wird die Höhe der baulichen Anlagen (HbA) vorgegeben. Aus 
stadtgestalterischen Gründen wird ein Höchstmaß von 12,00 m festgesetzt. Es soll ein Hö­
hensprung zu dem benachbarten Bürogebäude erkennbar sein. 

Als drittes Festsetzungsmittel wird die Traufhöhe auf 7,00 m begrenzt, um eine verträgliche 
Einordnung des Baukörpers in seine Umgebung sicher zu stellen. 

6.1 ..3 Überbaubare Flächen, B;mweise 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird mit Baugrenzen. festgesetzt. 
Die Größenordnung entspricht dervorgesehenen Nutzung. 1 
Die Bauweise wird als abweichende Bauweise „a" festgesetzt. Dabei sind die Grenzabstände 
wie in' der offenen Bauweise einzuhalten, die Länge der Gebäude kann jedoch, wie dies für 
Einkaufszentren häufig erforderlich ist, 50 Meter überschreiten. 

6.1.4 Grundstückszufahrten 
Im Sinne des unter Nr. 5.3 dargelegten Verkehrskonzeptes ist es erforderlich, die Lage der 
Zufahrt im Bebauungsplan festzusetzen. Zugleich werden Ein- und Ausfahrten zum Seero­
senweg ausgeschlossen. Letzteres dient dazu, vermehrte, nicht aus der Wohnnutzung resul­
tierende Verkehrsbewegungen, ·die zu einer spürbaren Beeinträchtigung der Wohnqualität 
führen würden, auf dieser Anliegerstraße zu vermeiden. 

6:1.5 Flächen für Stellplätze 
Für die zulässigen 1.500 qm Verkaufsfläche und die Nebennutzungen, die darüber hinaus 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche möglich sirid, ergeben sich nach üblichen. 
Berechnungsansätzen ca. 80 notwendige Stellplätze, die auf dem Grundstück untergebracht 
werden müssen. Die dafür notwendige Flächengröße wird als Fläche für Stellplätze festge" 
setzt. Über die festgesetzte Fläche hinaus sind weitere, nicht notwendige Stellplätze zuläs­
sig, soweit nicht andere Festsetzungen wie zum Beispiel füf Anpflanzungen entgegen ste­
hen. · 

6.2 Begründung der grünordnerischen Festsetzungen 
Eine teilversiegelte Bauweise der Pkw-Einstellplätze trägt über die Kapillarwirkung und Ver­

dunstung zu einer anteiligen Verbesserung des Mikroklimas am Standort be.i. Die versi­

ckernden Niederschlagsanteile der Einstellflächen werden damit dem natürlichen Wasser­

kreislauf wieder zugeführt und bleiben somit dem Naturraum erhalten. 

Unterhalb der Beläge bleipt ferner Bodenleben erhalten. 


Um die Standsicherheit und die Vitalität von Bäumen zu erhalten, wird ein Mindestabstand · 

von neuen Versorgungsleitungen zu Bäumen festgesetzt. 


Zur Sicherung der Umsetzung der. extern herzustellenden Kompensation erfolgt die flur­

stückskonkrete Festlegung von Entsiegelungen. 


J 
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Die Begrünung nicht überbaubarer Grundstücksflächen hat zum Ziel, die Wohlfahi:tswirkun­

gen vegetationsbestandener Freiflächen zur Absicherung einer hohen .Qualität des Arbeits­

umfeldes und damit der Lebensqualität zu sichern (verbessertes Mikroklima, Staubbindung, 

psychologische Wirkungen), vorhandene ökologische Qualitäten zu sichern (Vegetationsbe­

stand/Bodenschutz) und Ausgleichsmaßnahmen sicherzustellen. 

Dieses erfolgt im Änderungsbereich durch die Sicherung eines Sockelbestandes an großkro­

nigen Bäumen und die Pflanzung einer Laubgehölzhecke sowie durch den Erhalt von Teilen 

des Baumbestandes. 


6.3 Immissionsschutz 
Die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm sind durch das Vorhaben, das mit dem Bebauungs­
plan zugelassen werden soll, einzuhalten. · . · 

Auf der Grundlage eines entsprechenden Gutachtens2 werden immissionswirksam'e flächen­

bezogene Schallleistungspegel festgesetzt, bei deren Einhaltung .die maßgeblichen Immissi­

onswerte an der benachbarten Bebauung nicht überschritten werden. 

Die Festsetzung ist entsprechend der Planungsstufe Bebauungsplan abstrakt. In der Umset­

zung wird eine Reihe von Maßnahmen zu treffen sein, vor allem eine Schallabschirmung des 

Anlieferungsbereiches und Begrenzung der Anlieferungszeiten. 


Die maßgeblichen Immissionsorte liegen jeweils an den nächstgelegenen zulässigen bzw. 

vorhandenen Wohnbaustandorten bzw. sonstigen Gebäuden mit Aufenthaltsräumen. Die TA 

Lärm, nach der die Prognose rechnerisch durchgeführt wurden, enthält detaillierte Festle­

gungen zu den Berechnungsverfahren und zur Wahl der Immissionsorte. 

Das Gutachten, dem die Einzelheiten zu entnehmen sind, wurde in der öffentlichen Ausle­

gung zur Einsichtnahme bereit gehalten. 


Nach der öffentlichen Auslegung wurde aufgrund einer entsprechenden Anregung aus der 

Öffentlichkeit eine Festsetzung ergänzt, nach der die Ladezonen für den An- und Abtransport 

einzuhausen sind. Die Festsetzung ist sinnvoll, weil mit dieser ohne erheblichen Aufwand 

umsetzbaren baulichen Maßnahme Geräusche aus d_en Verladevorgängen gegenüber der 

benachbarten Wohnbebauung abgeschirmt werden können. Diese Geräusche werden we­

gen ihrer Unregelmäßigkeit und ihrer unterschiedlichen Frequenzen häufig als besonders 

störend empfunden. 


7. Stadttechnische Erschließung 
Die erforderlichen Ver- und Entsorgungsanschlüsse sind vorhanden. 

Im Einzelnenbesteht folgende Situation: 


HWA Abwasser 

Es besteht ein Grundstücksanschluss DN 200 im Seerosenweg (Mischsystem). 

Das Regenwasser kann bei einem Versiegelungsgrad von bis zu 50 % ungedrosselt abgelei­

tet werden. Bei einem darüber hinaus gehenden Versiegelungsgrad, wie er hier vorgesehen 

ist, ist eine Abflussdrosselung auf 45 l/(s*ha,.d) vorzusehen. Dies bedeutet, dass eine Rück­

haltung und / oder Versickerung von Regenwasser zur Abflussdrosselung zwingend notwen­
dig wird. · · 


HWAWasser 

Der Bereich ist trinkwasserseitig von der Delitzscher Straße erschlossen, 


EVH Elektroversorgung .. 
Die Versorgung ist gesichert. Es kann je nach der angemeldeten Leistung eine Trafostation , 

· erforderlich werden. · 

2 Manfred GORITZKA und Partner: Schallgutachten 2132/06; Leipzig 2006 



9 

EVH Gasversorgung 

Im nördlichen Grenzbereich der Delitzscher Straße verläuft ~ine Gashochdruckleitung. Eine 

Niederdruckversorgung war vorhanden, ist jedoch derzeit außer Betrieb. 


Telekom 

Eine Grundstücksanschlussleitung ist vom Seerosenweg aus vorhanden. 


8. Flächenbilanz 
Fläche~bezt;lichnung Größe in qm Anteil in %von 

Gesamtfläche 

Sondergebiet 6.010 100 

9. · Planverwirklichung 

9.1 Bodenordnung 
Da die Planung auf die bestehenden Eigentumsverhältnisse abgestellt ist werden Boden.ord­
nungsmaßnahmen nach BauGB nicht erforderlich 

9.2 Kostenschätzung I Kostentragung, Vertragliche Regelungen 
Für die Anbindung des Planbereiches an die öffentlichen Verkehrsflächen entstehen der 
Stadt keine Kosten. Hierzu wird ein städtebaulicher Vertrag geschlossen. Dies betrifft auch 
die Kosten der äußeren Anbindung in einer zweiten Baustufe bei Ausbau der Delitzscher 
Straße oder bei erheblicher Steigerung des Verkehrsaufkommens auf der1Delitzscher Stra­
ße. 
Zur Finanzierung der externen Ausgleichsmaßnahmen, die de.m Investor obliegt, besteht die 
Möglichkeit der vertraglichen Regelung sowie die Möglichkeit der Beitragserhebung aufgrund 
der Satzung über die Erhebung von Koster}erstattungsbeiträgen nach § 135c Bau.GB. 
Die erforderlichen externen Ausgleichsmaßnahmen sollen im hier vorliegenden Planungsfall 
durch den Investor auf (lrundlage eines städtebaulichen Vertrages zu finanziert werden. 
Hierbei .wird eine konkrete Kostengröße hoch vertraglich festgelegt. 

10. Wesentliche Auswirkungen der Planung 
Kinderfreundlichkeit 

Die Planung lässt grundsätzlich keine nachteiligen Auswirkungen für Kinder und Jugendli­
che erwarten. 
Im Rahmen des mit dem Vorhabenträger zu schließenden städtebaulichen Vertrages wird' 
vereinbart, dass innerhalb der PKW- Stellplatzanlage fußläufig zu nutzende Flächen ein­
deutig markiert werden. Davon soll sowohl für den Fußgänger als auch für den PKW- Fah­
rer eine Signalwirkung ausgehen. 
Dadurch wird die Voraussetzung für mehr Rücksichtnahme gegenüber dem schwächeren 
Verkehrsteilnehmer geschaffen und es erhöht sich die Sicherheit bei der Benutzung der 
Parkplatzfläche insbesondere für Kinder. 
Im Bebauungsplan ist eine diesbezügliche Festsetzung nach der neuen BauO LSA du.rch 
den Wegfall der Möglichkeit, örtliche Bauvorschriften zu integrieren, nicht mehr möglich. 
Aus diesem Grund werden die Markierungen nur vertraglich geregelt. 

Auswirkungen auf die städtebauliche Entwicklung 
Die Reaktivierung von Brachflächen ist nach wie vor, auch vor dem Hintergrund des Stadt­
umbaus ein wesentliches s.tädtebauliches Ziel. Die hier überplante Fläche bietet die Möglich­
keit, eiri Einkaufs- und Dienstleistungszentrum anzusiedeln, das den Zentrumscharakter des 

' . 
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Stadtteils Büschdorf stärken soll. Mit der Planung Wird Investitionssicherheit geschaffen. So 
entsteht die Möglichkeit, kurzfristig auf Ansiedlungsinteressen reagieren zu können. · 

Ortsbild 
Durch eine Realisierung des Bebauungsplanes wird die gegenwärtig brachliegende Fläche 
neu geordnet und das Ortsbild damit verbessert. 

Verkehr 
Die verkehrli.che Erschließung des Gebietes wird über das vorhandene Straßennetz und den 
zukünftigen Ausbau der Delitzscher Straße gewährleistet. Eine gute Anbindung an den 
ÖPNV ist von der Delitzscher Straße aus ebenfalls gegeben. 

Belange der Bevölkerung und der Wirtschaft 
Die Belange der Wirtschaft werden mit der. geplanten Umstrukturierung gefördert. Für die 
umgebende Wohnbevölkerung entsteht keine problematische Nachbarschaft, maßgebliche 
Immissionsrichtwerte werden eingehalten, zudem ist die Neuansiedlung wohnungsnaher 
Arbeitsplätze und Dienstleistungsbetriebe von Vorteil. 

Auswirkungen auf den städtischen Haushalt 
- keine - ) 

) 
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·B - Umweltbericht 
- nach Anlage zu § 2 Abs. 4 u_nd § 2 a Satz Nr. 2 BauGB 

1. Einleitung 

1..1 Kurzdarstellung des Inhalts und der Ziele des Bauleitplans 

Mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1 werden bisher als Mischgebiet festgesetz­
te Flächen in einer Größe von ca. 6.010 qm als Sondergebiet für ein Nahversorgungszent­
rum festgesetzt, das ca. 1.500 qm Verkaufsfläche und ca. 100 Stellplätze umfassen soll. Der 

Bereich soll dann einen zentralen Teil des Nahversorgungszentrums Büschdorf bilden. , 


Das Konzept sieht einen Baukörper vor, der parallel zur Delitzscher Straße stehen soll. In 

dem Baukörper wird der vorgesehene Lebensmittelmarkt untergebracht. 

Die Stellplätze werden nördlich des Baukörpers angeordnet. Durch Baumpflanzungen ent­

lang der Delitzscher Straße und die Anlage einer Laubgehölzhecke südlich des Marktes wird 

der Baukörper gestalterisch integriert. 


Das grünordnerische Konzept folgt im wesentlichen den Anforderungen, die sich. aus dem 

notwendigen Eingriffsausgleich ergeben. Dazu werden im Plangeltungsbereich Baumpflan­

zungen im Stellplatzbereich vorgesehen. Außerhalb des Geltungsbereiches werden weitere 

Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen. 


Wesentliches verkehrliches Ziel ist es, das geplante Nahversorgungszentrum an das beste­

hende Straßennetz bedarfsgerecht anzubinden. 


1.2 Ziele des Umweltschutzes mit Bedeutung für den Bauleitplan und die Art der 
Berücksichtigung der Ziele und Umweltbelange 


Berücksichtigung der gesetzlichen Ziele des Umweltschutzes, die in §1 (6) Nr. 7 BauGB ver­
ankert sind: . 


Das sind insbesondere „die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, 
Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihrien sowie die Landschaft und die biologi­
sche Vielfalt und sind darüber hinaus die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Men­
schen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt." 

Weitere Umweltbelange sind nach §1 (6) Nr. 5 Bau GB .und §1 (6) Nr. 8 BauGB zu berück­
sichtigen: 


Die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, die erhal­

tenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder städ­

tebaulicher Bedeutung .und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

Diese betreffen besonders die Belange der Wirtschaft, auch ihrer mittelständigen Struk­

tur im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung 


Konkret leiten sich folgende Ziele für das Bearbeitungsgebiet ab: . 

Aufwertung des Orts- und Landschaftsbildes. Der Bereich ist von der Delitzscher Straße 

und .dem Seerosenweg gut einsehbar. Die zukünftige Gestaltung der flächen sollte auf 

diese „Außenwirkung" reagieren. 


FNP 
Der Flächennutzungsplan s.tellt im Änderungsbereich derzeit Mischbaufläche· (M) dar.· Auf­
grund der vorgesehenen Nutzungen, insbesondere des Lebensmittelmarktes mit 1.500 qm 
Verkaufsfläche, ist eine Änderung dieser Darstellung in Sondergebiet für deri Einzelhandel 
{SO) als Voraussetzung für.die Bebauungsplanänderung erforderlich. · 

Landschaftsplan . 

- keine für den Planbereich relevanten Aussagen­
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Landschaftsrahmenplan 
- keine für den Planbereich relevanten Aussagen-

Ökoloqisches Verbundsystem Sachsen Anhalt 
- keine für den Planbereich relevanten Inhalte ­

2. 	 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

2.1 	 Bestandsaufnahme des Umweltzustands einschließlich der Umweltmerkmale, die 
voraussichtlich erheblich beeinflusst werden · 

2.1.1 Planungsgebiet und weiterer Untersuchungsraum 

Das B-Plan-Bearbeitllngsgebiet ist im Bestand eine Brachfläche, die zwischen der. Delitz­

scher Straße im Norden und einem vorhandenen Wohngebiet im Süden liegt. So beeinflusst 

die Delitzscher Straße mit verkehrsbedingten Immissionen den nördlichen Bereich des B- ) 

Plan-Gebietes. Da die Fläche seit längerer zeit unbebaut und ~enutzt ist, hat sich entspre­
chende Ruderalvegetation entwickelt. . 

Das Gebiet ist rechtswirksam festgesetztes Bauland. 


Die Umgebungsbereiche sind Baugebiete unterschiedlicher Struktur und Nutzung (Misch­

und Allgemeine Wohngebiete). 


2.1.2 	 Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege. 

2.1.2.1 Tiere und Pflanzen 

Allgemeines 

Das Plangebiet selbst ist eine größtenteils nicht versiegelte Brachflache, welche eine geringe 

Bedeutung für Arten- und Lebensgemeinschaften besitzt. Der Bereich war bis Mitte der 

1990er Jahre mit den Gebäuden einer Kindertagesstätte bebaut, der Versiegelungsanteil auf ) 

dem Grundstück betrug ca. 2.100 qm. 

Da die Fläche unbebaut und ungenutzt ist, hat sich Ruderalvegetation entwickelt. 


Flora: 

- Potenziell natürliche Vegetation: 

Für den Planungsraum ist als potenziell natürliche Vegetation, also die Pflanzengesellschaft, 

welche sich ohne Einfluss des Menschen im Planungsraum entwickeln würde bzw. vor einer 

erstmaligen Ackernutzung vorhanden war, der „Typische und Haselwurz-Labkraut­

Traubeneichen-Hainbuchenwald" kennzeichnend, eine Pflanzengesellschaft innerhalb der 

Traubeneichen-Hainbuchenwaldgebiete (Carpinion betuil). • 


- Vorhandene Vegetation: 

Durch relativ geringen Bewuchs zum einen und durch fehlende Standortentsprechung bei 

vorgenommenen Pflanzungen zum anderen ist die potenziell natürliche Vegetation an der · · 

vorhandenen Vegetation nicht ablesbar. Dominant im umgebenden Gebiet sind die aus 

Nordamerika stammenden Gehölzarten Eschenblättriger Ahorn sowie Robinie. Auf den Ru­

deralbrachen des Plangebietes und der Umgebung sind insbesondere Sämlinge vorgenann­
ter Arten sowie J:-iybridpappeln, Weiden und Birken kennzeichnend. · 
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Fauna: . . 

Die Artenindividuen-Nachweise für Vögel, einer .der wichtigen Kennzeiger auf einigermaßen 

sichere Rückschlüsse zur gesamtfaunistischen ·Situation, liegen nach dem Brutvogelatlas 

von Halle und Umgebung (1989) mit den dabei gewählten Kartierrastern von 1x1 km mit 41­
50 Individuen in der .Summe knapp über der mittleren Artensumme des Gesamtfassungs­

raumes Halle und Umland von 31 Vogelarten/km'. Jedoch ist die Vogeldichte durch den ver­

gleichsweise hohen Artenbesatz des nahe gelegenen Hufeisensees wesentlich mitbestimmt. 

Die· Artendichte ist auf Grund der Kleinstrukturenausstattung des siedlungsnahen Raumes 

als erwartungsgemäß zu bezeichnen. Im Kartierraster befinden sich keine .Rote Liste-Arten. 


2.1.2.2 Naturräumliche Einheiten, geologische Zusammenhänge und Boden 

Naturräumliche Einheiten 

Das Gesamtgebiet befindet sich am Südwestrand des "Sächsischen Hügel- und Tieflandes", 

Unterbezirk "Sächsisch-Thüringische Tieflandsbucht", vor Übergang in die Region "Harzvor~ 

länder", Unterbezirk "Mansfeld-Wettiner Rumpfplatte" (physisch~ geographische Gliederung). 

Naturräumlich ist es auch zum äußersten Ostrand der Großlandschaft "Nordöstliche Harzvor­

länder", Unterregion "Östliches Harzvorland", vor Übergang in die "Sachsen-Anhaltinische 

Ebene", Unterregion "Halle-Leipziger Tieflandsbucht", zuzurechnen. 


Die Geländehöhe des Plangebietes befindet sich. im Mittel um 97 m ü. NHN. Das Gelände ist 

generalisiert in südöstliche Richtung flach geneigt. Die Wasserabflussrichtung ist im Mittel 

nach Ost-Südost gerichtet. · 


Geologie: 

Geographisch-geomorphologisch ist der Untersuchungsraum der "Leipziger Tieflandsbucht", 

geologisch dem nordwestsächsischen Raum, zuzuordnen. Die Lagerungsverhältnisse dieses 

Bereiches sind von der herzynisch verlaufenden Hall~schen Störung geprägt, welche die 

Gesteine des Rotliegenden im Norden von Halle von den Gesteinsfolgen des Zechsteins im 

Süden der Stadt trennen. Diese Störung wird im tertiär und quartär aufgebauten Deckgebirge 

jedoch nicht .wirksam. Die ungestörten geologischen Verhältnisse des Umfeldes des Hufei­

sensees weisen folgende Schichtung auf: 


Durchschnittlich 1-2 m mächtige, meist feinsimdige Lößschicht .oder deluviale So­

lifluktionsdecke, deren Ah-Horizont als Schwarzerde ausgebildet ist, darunter 1-2 m 

gelbbrauner Geschiebemergel, der lokal eine.m geringmächtigen Bänderton, meist 

aber Schmelzwassersand aufliegt. 

Darunter 0,5-2 m Geschiebemergel (hellocker bis grau gefärbt). 8-12 m unter Gelän­

de befindet sich die Basis cier frühsaalekaltzeitlichen Saaleterrass.e ("Sa<ilehauptter­

rasse"). Unter dieser Terrasse kann elsterkaltzeitlicher Geschiebemergel auftreten. 

Darunter folgen tertiäre Sedimente, meist beginnend mit 5-30 m mächtigen Braun­

kohleflözen (hier: Braunkohleflöz Lochau). 

Die erdige Braunkohle im oberen Tei.I (perigl<izial zerstörte Braunkohle) und die brau­

ne und gelbe Bankkohle im unteren Teil werden von Feinsand-, Schluff- und Ton­

Wechselfolgen unterlagert, die von 1-3 m mächtigen, stark wasserführenden Mittel­

bis Grobsanden durchzogen sind. 

Unter dieser Schichtung sind weitere Schluff-, Ton-und Feins<indabfolgen zu erwar­

ten, darunter schließlich das Braunkohleflöz Bruckdorf. 


Oberboden . 

.Das Plangebiet ist von der Standorteinheit „Schwarzerdestandorte" (Tschernoseme) in der 

Ausprägung „Sandlösse mit schwarierdeähnlichen Böden" gekennzeichnet. Die. Leitboden­


!form ist „Sandlösstieflehm-Schwarzerde oder Braunschwarzerde" (Tschernosem aus Löss 
und Sandlöss über Geschiebemergel). Die Böden sind vorwiegend vernässungsfrei, bis 20% 
Flächenanteil sind Grund- oder Staunässe möglich. Die Wasser- und Luftdurchlässigkeit der 

1 
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Sandlösstieflehm-Schwarzerdeböden ist gut, bei Nichtbedeckung besteht Winderosionsge­

fahr. 


2.1.2.3 Wasser 

Oberflächenwasser: 

Im Bearbeitungsgebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Das naheste Gewässer 

zum Plangebiet bildet, der "Hufeisensee'; als ein künstliches Standgewässer einer ausgehen­
den Braunkohle- und Kiesförderung. · 


Grundwasser: 
Der Hufeisensee beeinflusstdie Vorflutverhältnisse im Einzugs.gebiet der Reide und die GW­
Situation der oberen grundwasserführenden Schichten. Die Kiese der "Saale-Hauptterrasse", 
die in einem 8 km breiten, nordsüdlich verlaufenden Stromstrich abgelagert wurden und über 
eine durchschnittliche Mächtigkeit von 10 .m verfügen, stellen den wichtigsten Grundwass~r­
leiter im Bearbeitungsgebiet dar. Der gesamte Wasseraustausch mit der Vorflut vollzieht sich 
über ihn. Es besteht eine generelle Grundwasserströmung von Nord-Nordwest nach Süd­
Südost. An der Ostseite des Hufeisensees bestehen sehr flache Abflussverhältnisse, d.h. 
Seewasserniveau und GW-Spiegel liegen nahezu identisch bei ca. + 91 m üb. NN. Die 
Grundwassergleiche des Grundwassers liegt im Planungsraum bei 92-93 m üb. NN und be- ) 
findet sich damit bis zu ca. 3 m unter Oberfläche. Die grundwasserführenden Schichten des. 
B-Planes gelten gegenüber flächenhaft eindringenden Schadstoffen als relativ geschützt. 

2.1.2.4 Luft, Klima 

Regionalklima: 
· Das Regionalklima ist dem "Börde- un.d Mitteldeutschen Binnenlandklima'', Unterkategorie 

Saale-Bezirk", kurz vor Übergang zum "Ostdeutsches Binnenl.andklima", Unterkategorie 
"Leipziger Buch!" (im Übergangsbereich Ausklingen der Regenschattenwirkung des Harzes) 
zuzurechnen. 
Kennzeichnendes Merkmal der klimatischen Bedingungen im Östlichen Harzvorland sind 
Niederschlagsarmut im Lee des Harzes (Jahresmittel mit 509,3 mm), bei vorherrschender 
Westwindlage (Hauptwindrichtung: WSW mit 15,6% des Gesamtanteiles). Dieses.Gebietist 
deshalb auch dem Mitteldeutschen Trockengebiet zuzuordnen. Allgemein kann das Stand­
ortklima als niederschlagsarm, wintermild und als sommerwarmes Trockengebiet des Harzes 
bezeichnet werden. · 

Geländeklima: ) 
Die Luftqualität wird belastet durch das Verkehrsaufkommen auf der Delitzscher Straße mit 
ca. 14.400 Kfz am Tag. AndereBesonderheiti:m bestehen nicht. · 

2.1.2.5 Landschaft 

. Die Landschaft des Umgebungsraumes ist eine Gemengelage aus fruchtbaren, vorwiegend 
offengelassenen Ackerböden, Ruderalbrachen, Einzelgehölzen, im Gebiet inzwischen neu· 
entstandenen Wohnbauflächen, Straßen und Wegen, sowie das Gebiet querenden Elektro­
freileitungen. 

·Die näheren Randbereiche sind geprägt von bestehender Kleinsiedlungsbebauung und 
mehrgeschossigen Wohn- und Geschäftshäusern, die weiteren Randbereiche von einer in­
dustriell geprägten Siedlungsrandlage, vorhandener Wohnbebauung und der bergbaulichen 
Folgelandschaft des Hufeisensees mit seiner tafelbergähnlichen lnnenkippe, 

Somit erweist sich das Landschaftsbild des Standortes als stark gestört und wird dabei vor 

allem von der wenigen, im Gebiet vorhandenen Großvegetation positiv beeinflusst 

Die Erholungseignung des Standortes ist gering. 
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2.1 ;2.6 Biologische Vielfalt 

Die Flächen im Planbereich unterliegen seit ungefähr 1 O Jahren dem Ruderalisierungspro­

zess. Es handelt sich um siedlungsnahe Freiflächen, deren Arteninventar der Darstellung 

unter 2.1 •.2.1 entspricht. · 

Hierbei wurden keine Rote-Listen-Arten nachgewiesen3

. 


Der Biotoptyp siedlungsnaher Ruderalflächen ist in der Umgebung des Standortes häufig 

vorhanden. 

Insgesamt wird einer eher geringen Bedeutung des Stando(les für die biologische Vielfalt 

ausgegangen. 


2.1.2.7 Mensch (Gesundheit, Bevölkerung) 

Für das Schutzgut Mensch und seine Gesundheit hat das Planungsgebiet eine geringe Be" 

deutung. Eine Erholungsnutzung findet hi.er nicht statt, dafür bestehen auch keine Potenzia- ·· 

le. 

Von erheblicher Bedeutung ist es, dass die künftigen Nutzungen die Immissionsrichtwerte in 

der.Umgebung einhalten. 


2.1.2.8 Kulturgüter und sonstige Sachgüter 


Im Planungsgebiet und der Umgebung befinden sich keine denkmalgeschützten und histo­

risch wichtigen Gebäude und Baulichkeiten oder andere Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

mit Relevanz für die Umweltprüfung. · ' 


2.1.2.!l Wechselwirkungen der Schutzgüter 


Es sind keine Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern zu erwarten. 


2.1.2.10 Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH) und Europäische 
Vogelschutzgebiete · 

FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete sind im Planungsbereich nicht vorhanden. 

2.1.2.11 Weitere Schutzgebiete 


Das Bearbeitungsgebiet grenzt nicht an sonstige Schutzgebiete und enthält keine solchen. 


2.1.2.12 Zusammenfassende Bewertung 


Da es sich bei dem Untersuchungsraum um bereits rechtswirksam festgesetztes Bauland 
handelt, sind nur die Auswirkungen der Planung bewertungsrelevant, die sich aus der Ände· 
rung der Festsetzungen ergeben. · . . 
Die auf den Bestand bezogenen Fes!Stellungen ergeben bereits insgesamt lediglich geringe 
bis mittlere Empfindlichkeiten für Eingriffe in die Schutzgüter. 

3 
vgl. Matthias DÄRR et.al., Bestandserhebung zum Gründordnungsplan Bebauungsplan Nr. 8 der Stadt .Halle, 

Halle, 1993- 94 

http:2.1.2.12
http:2.1.2.11
http:2.1.2.10


2.1,3 Konfliktanalyse 
Schutz- Vorbelastung Konflikt/ Art des Eingriffs Fläche I .Maßnahmen zu Vermeidung (V), Vermin- Fläche I Bilanz 
gut Art der Auswirkung Anzahl derung (M) und Ausgleich (A) Anzahl 

ca. 
Tiere, Beeinträchtigung durch Biotopverluste •' 

Pflanzen Lärm (Delitzscher Straße) 
• bau- u. anlagebedingte Fällung 15 St. • Anpfianzung Bäume im Gebiet (A) . 9 St. Die Biotopwertverluste im 

von Einzelbäumen • Erhalt ei.nzelner Bäume (V) 7St. Planbereich sind auf ge­
• Wegfall von Ruderalfiächen 980qm • ·Herstellen von Hecken (A) 460 qm samtstädtischer Ebene durch 
• Wegfall von Einzelbäumen 266qm • Herstellen von Pflanzflächen (Gehölze) 200 qm Ausgleichsmaßnahmen 
• Wegfall von Gehölzen/ Hecken 135 qm • Entsiegelung externer Flächen (A) und 500 qm kompensierbar. 
• Neuversiegelung • Herstellen externer öffentl. Grünfl. (A) 800 qm 
• Minderung des Artenreichtums 

durch Biotopverluste . ' 
Boden vorhandene Flächenver­ • Neuversiegelung bisher unver­ 800 qm • Verwendung von teilversiegelnden 1.600 qm Die Wirkung der Neuversie­

siegelung siegelter Bereiche 
' 

Flächenbefestigungen (M) gelung ist, von mittlerer In­
tensität, wenn die umfangrei­
chen Stellplatzflächen teil-
versiegelt (z. B. Rasenfu­
genpflaster) ausgebildet 

·. . werden. 
Wasser vorhandene Flächenver­ • Neuversiegelung von Erschlie­ 800qm • Verwendung von teilversiegelnden 1.eoo qm Die Wirkung der Neuversie­

siegelung ßungsflächen, Parki;lätzen und . Flächenbefestigungen (M) gelung ist von mittlerer In-
Gebäuden tensität, werin die umfangrei­

chen Stellplatzflächen teil· 
. versiegelt ausgebildet wer­

? den. 
Klima, Beeinträchtigung durch • Zusätzlicher Verkehr • Schallschutzfestsetzungen (V) Die Schallimmission in ~er 
Luft Emissionen (Delitzsch er • Ladevorgänge Umgebung lässt sich auf ein· 

Straße) • Technische Anlagen wie Lüfter, Maß begrenzen, das der TA 
Klimaaeräte u.ä. Lärm entsoricht„ 

Land­ • Neugestaltung der Fl.ächen Die Neugestaltung wird ein­
schaftsbild oriffsneutral bewertet.·· 

' 
Mensch, • Keine Beeinträchtigung von Die Schallimmission in der 
Sach­ und Sach- und Kulturgütern. Umgebung lässt sich auf ein 
Kulturgüter • Beeinträchtigungen für den Men­ • Schallschutzfestsetzungen (V) Maß begrenzen, das der Tl\ 

sehen durch zusätzliche Emissi- Lärm entspricht. 
onen . 

Gesamtbeui;teihing der Konflikte: Eingriffe in die .Schutzgüter Klima, Landschaftsbild, Mensch, Sach- und Kulturgüter sind vernachlässigbar gering bzw. tritt keine Verschlechterung 
ein. Die Eingriffe in die Schutzgüter Boden, Wasser, sowie Tiere I Pflanzen einschließlich Biodiversität müssen ausgeglichen werden. Hierzu genügen die.Maßnahmen im Gebiet nicht, 
es sind externe Maßnahmen erforderlich. . 

-
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2.2 	 ·Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung/ Nichtdurchführung der Pla­
nung 

Der Änderungsbereich ist rechtswirksam festgesetztes Bauland. Bei NichtdurchfOhrung der 
Änderung wäre in Abhängigkeit von der wirtschaftlichen Entwicklung die Umsetzung der bis­
herigen Festsetzungen zu erwarten. Hierbei würde eine Bebauung mit Mischnutzung aus 
Wohnen und Gewerbe entstehen. Bei kombinierter Auswertung des derzeitigen Festset­
zungsrahinens aus Maß der baulichen Nutzung, überbaubaren Grundstücksflächen und 
grünordnerischen Festsetzungen wäre ein realer Versiegelungsgrad von ca. 50 % der 
Grt:1ndstücksflächen das Resultat. Dies ergibt sich insbesondere daraus, dass die Stellplätze 
in begrünten Tiefgaragen unterzubringen wären. 
Bei Durchführung der Planung erhöht.. sich der Versiegelurigsanteil auf bis ;zu 90 % der 
Grundstücksfläche. Dies resultiert im Wesentlichen at.is der oberirdischen Unterbringung der 
Stellplätze. Bisher zur Erhaltung festgesetzte Gehölze können beseitigt werden. Es handelt 
sich um Bäume, die nicht zur potenziell natürlichen Vegetation gehören.· 
Ferner entstehen anlagenbezogene Lärmemissionen, die in ihrer Intensität und Art auf ein 
umgeburigsverträgliches Maß zu beschränken sind. 
Weitere wesentliche Veränderungen werden nicht erwartet. 

2.3 	 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen 
Auswirkungen 

2.3.1 	 Grünordnerische Festsetzungen 
2.3.1.1 Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen . 

Eine teilversiegelte Bauweise der Pkw-Einstellplätze führt über die Kapillarwirkung und Ver­
dunstung zu einer aQteiligen Verbesserung des Mikroklimas am Standort. Die abfließentlen 
Niederschlagsanteile'der Einstellflächen werden damit dem natürlichen Wasserkreislauf wie­
der,zugeführt und bleiben somit dem Naturraum erhalten. Unterhalb der Beläge bleibt ferner 
Bodenleben erhalten. · · 

·2.3.1.2 Ausgleichsmaßnahmen 

Die Begrünung nicht überbaubarer Grundstücksflächen hat zum Ziel, die Wohlfahrtswirkun­

gen vegetationsbestandener Freiflächen zur Absicherung einer hohen Qualität des( Arbeits­

umfeldes und damit der Lebensqualität zu si.chern (verbessertes Mikroklima, •Staubbindung, 


·psychologische Wirkungen), vorhandene ökologische Qualitäten zu sichern (Vegetationsbe­
stand/Bodenschutz) und Ausgleichsmaßnahmen sicherzustellen. · 

Dieses erfolgtim Änderungsbereich angesichts der hohen GRZ ~urch die Sicherung eines 

Sockelbestandes an großkronigen Bäumen und die.Pflanzung einer Laubgehölzhecke sowie 

das Anlegen eines Pflanzstreifens zur Delitischer Straße. Damit wird ein Teil des Eingriffs in 

Natur und Landschaft in direkter Form im Bebauungsplangebiet auszugleichen sein. 


Der weitere Ausgleich erfolgt extern durch Flächenentsiegelung. . 

Hierzu werden entsprechend dem bil.anzierten Kompensationsbedarf Teile einer komplexen 

landschaftspflegerischen Maßnahme im Stadtteil Silberhöhe den Eingriffen im Plangeltungs­

bereich zugeordnet. Es handelt sich hierbei um die Entsiegelung von Teilflächen der Süde 

promenade. · 
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2.3.1.3 Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz 

Die zusätzlich zum bisher bestehenden Baurecht entstehenden Eingriffe in den Naturhaus­

halt sind gern.§ 1a BauGB auszugleichen. 

Dies ist (s. auch Nr. 2.2.2) innerhalb des Plangeltungsbereiches der Änderung nicht möglich. 

Es werden daher als externe Ausgleichsmaßnahme Flächenentsiegelungen zugeordnet. 

Damit werden die zusätzlich entstehenden Eingriffe insgesamt ausgeglichen. 


2.3.2 Weitere umweltbezogene Festsetzungen und Maßnahmen 

2.3.2.1 Schallschutz 

Die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm sind durch das Vorhaben, das mit dem Bebauungs­

plan zugelassen werden soll, einzuhalten. 

Auf der Grundlage eines entsprechenden Gutachtens4 werden immissionswirksame flächen­

bezogene Schallleistungspegel festgesetzt, bei deren Einhaltung die maßgeblichen lmmissi- · 

onswerte an der benachbartenBebauung nicht überschritten werden. · 

Die Festsetzung ist entsprechend der Planungsstufe Bebauungsplan abstrakt. In der Umset­
zung wird eine Reihe von Maßnahmen zu treffen sein, wie Schallabschirmung des Anliefe- r ) 

rungsbereiches, Begrenzung der Anlieferungszeiten usw .. Die Festlegungen erfolgen vorha­
benkonkret im Baugenehmigungsverfahren. · 

Die maßgeblichen lmmis1:1ionsorte liegen jeweils an den nächstgelegenen zulässigen bzw. 

vorhandenen Wohnbaustandorten bzw. sonstigen Gebäuden mit Aufenthaltsräumen. Die TA 

Lärm, nach der die Prognose rechnerisch durchgeführt wurden, entbält detaillierte Festle­

gungen zu den Berechnungsverfahren und zur Wahl der Immissionsorte. 

Das Gutachten, dem die Einzelheiten zu entnehmen sind, wurde in der öffentlichen Ausle­

gung zur Einsichtnahme bereit gehalten. ·. 

Es wird ergänzend .die Einhausung der Anlieferzone als bauliche Maßnahme zum Schall­

schutz festgesetzt. 


2,3.2~2 Sonstige Maßnahmen 

Mögliche archäologische ·Funde sind den Denkmalbehörden zu melden. 

2.4 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 

)
Vorhaben 
Zum Vorhaben bestehen unter Berücksichtigung der übergeordneten gesamtstädtischen 
Planung (Zentrenkonzept) keine Alternativen. 

Standortalternativen 
Zu dem vorgesehenen Standort bestehen in der näheren Umgebung keine Alternativen. Al­
lenfalls in einiger Entfernung finden sich vor allem im Industriegebiet Ost Grundstücke, die 
von der Erschließung, Größe und Bebaubarkeit eine ähnliche Eignung für eine Einzelhan­
delsansiedlung wie der Planbereich aufweisen. ··.' . .
Wegen der jeweils ungünstigeren Erreichbarkeit für die Wohnbevölkerung sind diese Stand­
orte aus der weiteren Betrachtung für die Zentrumsansiedlung ausgeschieden. 


Ausführung . . 

Die für eine Funktionsfähigkeit des Nahversorgungszentrums erforderlichen Flächen werden 

im Planbereich in äußerst kompakter Form vorgesehen. Eine Verringerung des betroffenen 

Bereiches ist nicht möglich. 


4 Manfred GORITZKA und Partner: Schallgutachten 2132/06; Leipzig 2006 
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Fazit 
Zu der vorgesehenen Planung bestehen keine Alternativen gleicher Eignung. 

3. 	 Zusätzliche Angaben 

3.1 	 Beschreibung der technischen Verfahren sowie Hinweise auf Schwierigkeiten 
Entsprechend der Planungsstufe Bebauungsplan erfolgte die Umweltprufung überwiegend 
verbal- argumentativ. Hierzu gibt es folgende Ausnahmen: 
Zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs aus naturschutzfachlicher Sicht wurden als ma­
thematisches Bewertungsverfahren Vergleichsrechungen nach dem Punktwertsystem 
„Rheinhessen-Pfalz" vorgenommen. Näheres ist dem grünordnerischen Fachbeitrag zum 
Bebauungsplan zu entnehmen. 5 	

· 

Die Berechnungen für das Schallgutachten wurden softwaregestützt erstellt. 

Bei d,er Bearbeitung sind keine Schwierigkeiten aufgetreten. 
. ., 

3.2 	 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der 
Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt 

Die Absicherung der Ausgleichsmaßnahmen erfplgt durch einen städtebaulichen Vertrag, der 
vor Planreife und Satzungsbeschluss mit dem VorhabeQträger abgeschlossen wird. 

-	 •• • 1 

Wichtiger Kernbestandteil des Monitorings (Uberwachung nach Durchführung der Planung) 
ist die Vollzugskontrolle. der festgesetzten Maßnahmen zur Vermeidung, ·Minderung und 
Ausgleich der Auswirkungen auf Natur und t.andschaft. Diese Kontrolle erfolgt durch die Ge­
nehmigungsbehörde unter Einbeziehung der unteren Naturschutzbehörde. Bei Verstößen 
gegen die Festsetzungen kann diese die Maßnahmedurchsetzung veranlassen oder ggf. auf . 
Kosten des Verantwortlichen in Ersatzvornahme treten. 

Kontrolliert wird im Hinblick auf Fristeinhaltung des Maßnahmevollzugs, Vollständigkeit und 
fachliche Qualität der Umsetzung sowie deren ökologische Wirksamkeit. · 1 

Die Überwachung der Auswirkungen des Eingriffs erfolgt.durch Messungen und Erhebungen 
(wie Verkehrszählungen, Luftmessungen, Biotopkartierung, Luftbildbefliegung), die im Rahmen 
regelmäßiger Umweltdatenerhebung und-berichterstattung durchgeführt werden. Dadurch ist 
auch die Betrachtung des planerischen Umfeldes gewährleistet. Waren starke Unsicherheiten 
bei den Prognosen oder waren grenzwertnahe Betroffenheiten zu erwarten, können gezielte 
Einzelüberprüfungen veranlasst werden. Wichtige Hinweise liefern auch Beschwerden und 
Hinweise von Bürgern. 

Die Kontrolle soll spätestens 5 Jahre nach Verfahrensbeginn einsetzen, bei nichtstädtischen 
Vorhaben spätestens 5 Jahre nach Planreife. In der Regel werden innerhalb dieses routine­
mäßige Messungen und Erhebungen im Plangebiet vorgenommen. 

5 Landschaftsarchitekturbüro Haselbach: Grünordnerischer Fachbeitrag zum Bebauungsplan 8.1. 2. 
Änderung, Halle 2006 
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3.3 Zusammenfassung 

Wesentliche Ziele der Planung 

Mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8.1 werden bisher als Mischgebiet festgeseiz­

te Flächen in einer Größe von 6 .. 01 O qm als Sondergebiet für ein Nahversorgungszentrum 

festgesetzt, das ca. 1.500 qm Verkaufsfläche und ca. 100 Stellplätze umfassen soll, die Ge­

gen~tand des Änderungsverfahrens ist. . 


Das Konzept sieht einen Baukörper parallel zur Delitzscher Straße vor. In dem Baukörper 

wird der vorgesehene Lebensmittelmarkt untergebracht. 

Die. Stellplätze werden nördlich des Baukörpers angeordnet. Durch Baumpflanzun,gen und 

die Pflanzung einer Laubgehölzhecke wird das Vorhaben gestalterisch integriert. 


Wesentliche Umweltauswirkungen der Planung und Maßnahmen zur· Verringerung und zum 

Ausgleich der Auswirkungen 


Da es sich bei dem Untersuchungsraum um bereits rechtswirksam festgeset;1'.!es B<1uland · j 

handelt, sind nur die Auswirkungen der Planung bewertungsrelevant, die sich aus der Ände­
rung der Festsetzungen ergeben. 1. 


Durch. die Änderung des Bebauungsplanes werden gegenüber dem bisherigen Festsetc 

zungsinhalt aus GRZ und überbaubarer Fläche höhere Versiegelungsgrade zugelassen. 

Ferner werden Gehölze, die nach den bisherigen Festsetzungen zu erhalten waren, nicht 

mehr geschützt und können beseitigt werden. 

Dies ist durch Kompensationsmaßnahmen in Form von Entsiegelung auszugleichen. Die 

Entsiegelung erfolgt außerhalb des Änderungsbereiches. · 


Durch die Änderung wird eine stärker Schall emittierende Nutzung als bisher zugelassen. 

Die Auswirkungen wurden schalltechnisch umfassend untersucht und werden durch Festset~ 

zungen, u.a. von Schallpegelbegrenzungen, auf ein verträgliches; richtlinienkonformes Maß 

begrenzt. · 


Eingriffe in die Schutzgüter Klima, Landschaftsbild, Mensch, Sach- und Kulturgüter sind 

vernachlässigbar gering bzw. tritt keine Verschlechterung ein. Die Eingriffe in die Schutz- ) 

güter Boden, Wasser, sowie Tiere / Pfi'anzen einschließlich Biodiversität müssen ausgegli­
chen werden. Hierzu genügen die Maßnahmen im Gebiet nicht, es sind externe Maßnah­
men erforderlich. 

Die Emissionen aus dem Gebiet werden hinreichend begrenzt. 



